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Soziale Gerechtigkeit  

statt rechter Parolen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Von Günter Roggenkamp   

Die AfD plant gemeinsam mit Neonazis 
Massendeportationen. Wer eine Migrati-
onsgeschichte hat oder die falsche Haut-
farbe, soll das Land verlassen. In antifa-
schistischer Tradition als Gewerkschaf-
ter/innen ist es jetzt unsere Pflicht, den 
Rechten mit aller Kraft entgegenzutreten. 
Denn für uns ist klar:  

Nie wieder Krieg,                                          
nie wieder Faschismus! 

Die Zivilgesellschaft mobilisiert nun in 
großem Maße gegen rechte Strukturen. 
Dies hat in den vergangenen Wochen zu 
den größten Massenprotesten in der Ge-
schichte der Bundesrepublik geführt. Mil-
lionen Menschen haben sich bereits daran  

beteiligt. Doch die Proteste müssen wei-
tergehen. Wir rufen alle Gewerkschafts-
mitglieder auf, sich weiter an den De-
monstrationen gegen die AfD und gegen 
Rassismus zu beteiligen. 

Gemeinsam gegen rechts 
Seit Jahren können wir weltweit ein Er-
starken rechter, nationalistischer oder au-
toritärer Tendenzen feststellen.  
Die Welt scheint aus den Fugen Wir erle-
ben den Aufstieg nationalistischer, teil-
weise antiliberaler Parteien, wie der AfD, 
eine Verrohung der öffentlichen Diskus-
sion durch Demagogen, wachsendes Miss-
trauen gegenüber den etablierten Medien 
und eine Verbreitung fremdenfeindlicher 
Einstellungen.  

 

 
100.000 Demonstrierende beteiligten sich in Düsseldorf an der Demonstration gegen rechts 



 

Muslime werden unter Generalverdacht 
gestellt, im Internet werden die krudesten 
Verschwörungstheorien propagiert.  
Nationalistische und offen autoritäre Ten-
denzen finden wir immer zahlreicher in 
vielen Ländern rund um den Globus.  
Wie der Faschismus der Zwischenkriegs-
zeit gedeihen diese Phänomene in einer 
Phase tiefgreifender Umbrüche in der Ge-
sellschaft.  

Soziale Ungerechtigkeit 
In den letzten Jahrzehnten gab es eine 
verstärkte Umverteilung des gesellschaft-
lichen Reichtums von unten nach oben. Die 
Mittelschicht und die Armen wurden är-
mer, die Reichen noch reicher. Dies ist das 
Ergebnis einer neoliberalen Politik nach 
dem Motto „weniger Staat - mehr Markt“.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ampelkoalition hat, wie schon ihre 
Vorgängerregierung, die soziale Unge-
rechtigkeit, Altersarmut und Niedriglöhne 
nicht wirklich verändert. Viele Menschen 
sind deshalb frustriert: Die Rente reicht 
nicht mehr zum Leben, die Miete ist nicht 
bezahlbar, die Einkommen sind zu niedrig. 
Diese Entwicklung führt zu einer Verunsi-
cherung weiter Teile der Bevölkerung.  
Die schmerzhaften Kürzungen im Bundes-
haushalt und die Zurückhaltung bei der 
Besteuerung von Superreichen und 

Konzernen, sowie der daraus entstehen-
den sozialen Schieflage befeuern das Er-
starken rechter Parteien und Organisatio-
nen, wie z.B. der AFD. 
Diese nutzen die Ängste der Bevölkerung 
vor Armut und machen als angebliche Ver-
ursacher mobil gegen Geflüchtete, Mus-
lime und andere Minderheiten. Sie lenken 
den Frust vieler Menschen auf Schwä-
chere, verschärfen die Situation und ver-
bessern nichts. 
 
Steuergeschenke für die Reichen  
Die Verbindungen der AfD zu Nazi-Netz-
werken und finanzstarken Geldgebern 
sind für diejenigen, die sich mit rechten 
Strukturen befassen, keine Überraschung, 
denn sie ist im Kern eine neoliberale Par-
tei, die Privatisierungen öffentlichen Ei-
gentums und den Abbau von staatlichen 
Leistungen vorantreibt und gleichzeitig 
Steuern für Unternehmen und Konzerne 
senken will. Wen wundert es deshalb, dass 
viele AfD-Mitglieder selbst Unternehmer 
sind und vor allem ihre eigenen Interessen 
im Blick haben.  
 
Kommt mit der AfD die Rente mit 70? 
In ihrem Eckpunktepapier „Alterssiche-
rung“ fordert die AfD das Renteneintritts-
alter abzuschaffen. Abschlagfrei in Rente 
soll gehen können, wer 45 Jahre Beiträge 
eingezahlt hat. Das kann für viele bedeu-
ten, dass ein Rentenbezug ohne Abzüge 
erst mit 70 Jahren oder noch später mög-
lich ist.  Auch die private, kapitalgedeckte 
Altersvorsorge ist Ziel der AfD.  
Treten wir gemeinsam diesen Angriffen 
entgegen, mit allen Menschen, egal wel-
cher Hautfarbe oder Herkunft.  
Unsere Alternativen heißen: 
 

Solidarität und soziale Gerechtigkeit. 
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Als die Nazis die Kommunisten holten, habe ich geschwiegen, ich war ja kein Kommunist.               
Als sie die Sozialdemokraten einsperrten, habe ich geschwiegen, ich war ja kein Sozialdemokrat.   
Als sie die Gewerkschafter holten, habe ich geschwiegen, ich war ja kein Gewerkschafter.              
Als sie die Juden einsperrten, habe ich geschwiegen, ich war ja kein Jude.                                        
Als sie mich holten, gab es keinen mehr, der protestieren konnte.    
           Martin Niemöller 

 


